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Dritter Verhandlungstag

Freitag, 11. Mai 1984
4. Plenarsitzung
Beginn: 9.42 Uhr

Kurt Wawrzik, Tagungspräsidium: Herr Bundeskanzler! Meine Damen und Herren!
Liebe Parteifreunde! Ich eröffne die 4. Plenarsitzung. Ich begrüße Sie alle recht
herzlich und hoffe, daß Sie sich von der gestrigen Nachtsitzung erholt haben. Die
Antragsfrist für die Europa-Erklärung wird noch einmal bis 10.30 Uhr verlängert, um
vor allem unseren Freunden aus dem Bereich Agrarpolitik noch die Gelegenheit zu
geben, eine Entschließung einzubringen.

Der Tagesordnungspunkt 6, Grußworte, entfällt, da Herr Bildt, Reichstagsafageord-
neter aus Schweden, nach Schweden zurückgerufen wurde.

Ich rufe deshalb nunmehr TAGESORDNUNGSPUNKT 16 auf:

EUROPA
BERATUNG DES WAHLAUFRUFS DER CDU ZUR EUROPAWAHL

Ich erteile das Wort dem Vizepräsidenten des Europäischen Parlaments, unserem
Freund Egon Klepsch.

(Beifall)

Dr. Egon Klepsch: Herr Präsident! Herr Bundeskanzler! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Liebe Delegierte des Bundesparteitages! Mir ist die Aufgabe
zuteil geworden, dem Parteitag unser Wahlmanifest zur zweiten europäischen
Direktwahl vorzulegen. Dabei bin ich mir bewußt, daß wir europäischen Christlichen
Demokraten, zusammengeschlossen in der Europäischen Volkspartei, bei unserem
Kongreß in Rom im April bereits unser gemeinsames Programm für die zweite
Legislaturperiode beschlossen und vorgelegt haben, das wir ebenso gerneinsam
tragen werden wie das erste Programm, unter dem wir 1979 angetreten sind.

Dieses Wahlmanifest verabschieden und diskutieren wir in einer Zeit, in der ganz
sicher eine Fülle von Kritik an der Europäischen Gemeinschaft, an der europäischen
Einigungspolitik, an all den an Widerwärtigkeiten und Bresthaftigkeiten gescheiterten
Gipfeln vorliegt. Aber, meine Damen und Herren, es ist unsere Aufgabe, den Blick in
die Zukunft zu richten, uns über den Tellerrand des Tages hinausblickend dafür
einzusetzen, daß die europäische Einigung vorankommt.

So stelle ich die Frage: Warum wollen wir denn eigentlich Europa und die Fortset-
zung der europäischen Einigungspolitik?

Wer eine Landkarte zur Hand nimmt, eine Weltkarte aus dem Jahre vor dem Beginn
des Zweiten Weltkrieges und sie mit einer von heute vergleicht, der wird unschwer
erkennen, welche gewaltige Veränderung sich vollzogen hat. Die alten europäischen
Kolonialreiche, die die Macht und Handelsströme bildeten und an sich zogen, sind
verschwunden. An ihrer Stelle steht heute Europa in einer sich neu strukturierenden
Welt, eingeklemmt zwischen großen Supermächten politischer und wirtschaftlicher
Art.
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Mehr denn je müssen sich deshalb heute die europäischen Völker und Staaten an
der neuen Weltlage orientieren und ihre Kräfte zusammenfassen. Wir waren einmal
der Nabel der Welt, aber heute drohen wir in eine gefährlich periphere Position zu
geraten.

Die Politik der Einigung Europas war die richtige Antwort auf die Nachkriegssituation.
Und sie ist auch die richtige Antwort auf die heutige Situation.

Vieles ist erreicht worden, was wir nicht aufgeben wollen. Europa ist eine Insel des
Friedens, die beinahe 40 Jahre in Folge der europäischen Einigungspolitik unter dem
Schütze der NATO, des Bündnisses, weder nach innen noch nach außen militärische
Konflikte gekannt hat - zu einer Zeit, da gleichzeitig über 150 Kriege in der Welt
stattfanden und stattfinden. Diese Insel der Freiheit wollen wir uns bewahren. Europa
ist aber auch eine Insel der Menschenwürde und der Freiheit, die sich in Folge der
europäischen Einigungspolitik durch demokratische Ordnung und eine Rechtsord-
nung auszeichnet, in der Konflikte und Streitigkeiten auf der Grundlage von Verträ-
gen und Gerichtsentscheidungen beigelegt werden, eine Insel der Freiheit, die dem
einzelnen und den Gruppen ein Höchstmaß an Freiheitsrechten und sozialer Sicher-
heit schenkt.

Dieses Europa ist auch ein Träger des Fortschritts, der für die friedliche Entwicklung
in dieser Welt ein funktionierendes Modell freiwilligen Zusammenschlusses souver-
äner Staaten zu einer Gemeinschaft präsentiert.

(Beifall)

Und ich darf nun in Anwesenheit des Präsidenten der Europäischen Volkspartei, Leo
Tindemans, sagen: Der Gemeinsame Markt, die gemeinsame Politik, der Agrar-
markt, die Zollgemeinschaft haben uns eine wirtschaftliche Position ermöglicht, die
die europäischen Staaten der Welt von heute einnehmen. Wir tragen eine besondere
Verantwortung für die Völker der Dritten und der Vierten Welt. Um den Nord-Süd-
Konflikt zu überwinden, werden gemeinschaftlich neue Wege beschriften.

Wir sind uns auch der Verantwortung bewußt, die dieses Modell der Freiheit auch für
die Völker Ost-Mittel-Europas hat, auch für die Deutschen in Mitteldeutschland, alle
die, die in Bürgerrechtsbewegungen um ihre Freiheitsrechte kämpfen, und alle die,
die gern mit uns gemeinsam eine noch größere europäische Gemeinschaft bilden
würden.

Allerdings, meine Damen und Herren, durchläuft Europa gegenwärtig eine Periode
der Stagnation, die Mitte der 70er Jahre begann und noch immer anhält. Sie muß
überwunden werden. Wegen des mangelnden Fortschritts ist das vorher Erreichte
vielen schon zu selbstverständlich geworden. Da es spektakuläre Weiterentwicklung
nicht gegeben hat und neue wirtschaftliche Probleme aufgetreten sind, droht die
Gemeinschaftspolitik - und die letzten Auseinandersetzungen im Ministerrat haben
dies deutlich gemacht - zu einer ständigen Streiterei über den größtmöglichen Anteil
der Mitglieder am Gesamtkuchen zu werden.

Daher begrüßen wir die angekündigte Initiative von Bundeskanzler Helmut Kohl zur
Weiterführung der Gemeinschaft auf die politische Union hin, die in Absprache
besonders mit Präsident Mitterrand noch in diesem Jahr wirksam werden sollte.
Auch hier setzt sich die neue Bundesregierung dafür ein, erstarrte Strukturen in
Bewegung zu bringen - zu unser aller Vorteil. Es war richtig, in Stuttgart die Probleme
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der Gemeinschaft zu einem Paket zu verschnüren. Nur wenn alle Konzessionen und
Vorteile in die Gesamtlösung eingehen, ist Einigung möglich. Trotz der noch offenen
Frage der Ausgleichszahlung für Großbritannien bestehen gute Aussichten, daß
dieser Fragenkomplex insgesamt noch in der ersten Hälfte dieses Jahres gelöst wird.

Aber damit, meine Freunde, ist die Stagnation noch nicht überwunden. Was sind
denn die Hauptaufgaben, die wir Christlichen Demokraten für die nächste Legislatur-
periode im Europäischen Parlament uns zu stellen haben?

Drei möchte ich besonders hervorheben.

Erstens. Wir müssen Arbeitsplätze schaffen und die wirtschaftliche Leistungsfähig-
keit erreichen, die unseren relativen Wohlstand erhält, die Konkurrenzfähigkeit in der
Weltwirtschaft entwickelt und somit auch unser soziales Sicherungssystem gewähr-
leistet. Dazu sind gemeinsame wirtschaftliche Maßnahmen erforderlich. Heute laufen
die Wirtschaftspolitiken noch zu weit auseinander. Wir müssen vor allem den
Binnenmarkt von den nichttarifären Handelshemmnissen befreien, die uns gegen-
wärtig jährlich mindestens 30 Milliarden DM kosten. Die Grenzen müssen für
Menschen und Güter passierbarer werden. Es ist illusionär, die eigene Wirtschaft
losgelöst von der der Nachbarn, die mit uns in der Gemeinschaft zusammenge-
schlossen sind, zu sehen. Wir müssen in Wissenschaft, Technik, Forschung und vor
allem bei der modernen Technologie so eng zusammenarbeiten, daß wir nicht weiter
zurückfallen, sondern im Weltmaßstab gemeinsam aufholen. Wir brauchen eine
gemeinsame Verkehrs- und Energiepolitik und Ansätze zu einer gemeinsamen
Industriepolitik, wofür sich die Rüstungszusammenarbeit als Ansatz eignet.

Zweitens. Die grenzüberschreitenden Probleme des Umweltschutzes, sowohl in den
Fragen der Luft- wie in den Fragen der Wasserverschmutzung, sind nur gemein-
schaftlich zu lösen. Wir wissen wohl, daß 50 % der Verschmutzung von außen zu
uns kommen. Aber unsere Nachbarn haben das gleiche von uns zu erleiden.
Gemeinsame Regelungen müssen die Nachbarländer der EG in Ost und West
einbeziehen. Auch hier hat die Bundesregierung durch ihre Entscheidungen gehol-
fen, das Tor für die Diskussion über die Zukunftslösungen aufzustoßen.

Drittens. Wir brauchen dringender denn je eine gemeinsame Außen- und Sicher-
heitspolitik. Gerade weil uns das Dach der NATO Schutz bietet, ist es erforderlich,
zur Abstimmung und Durchsetzung der gemeinsamen außen- und sicherheitspoliti-
schen Interessen der Gemeinschaft den europäischen Pfeiler der NATO aufzurich-
ten, Europa muß in der Weltpolitik mit einer Stimme sprechen, wenn es seine
Interessen wahrnehmen will. Ein Sekretariat des Rates unserer zehn Regierungen
sollte die überfällige Entwicklung auf den Weg bringen.

Ausschlaggebend aber ist, daß wir die politische Einigung Europas weiterbringen.
Und dafür ist ausschließlich der politische Wille entscheidend.

Wie kommen wir voran? Als Basis muß uns das Erreichte dienen. Es wird in den
letzten Jahren immer wieder über die EG-Mitglieder gesprochen, die aus der
Gemeinschaft austreten wollen. Wir sollten alle fragen, aber mir scheint sicher zu
sein, daß keiner beabsichtigt, die Vorteile der Gemeinschaft tatsächlich preiszuge-
ben. Zwei Parteien, die britische Labour-Partei und die griechische sozialistische
PASOK, haben nationale Wahlen mit der Parole gewonnen, aus der EG austreten zu
wollen. Nach gewonnener Wahl haben sie diese Ankündigung unter zum Teil
merkwürdigen Verrenkungen vergessen. Wir müssen Geduld miteinander haben,
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auf der Erfüllung von Vertragsverpflichtungen bestehen, aber niemand hinausdrän-
gen wollen.

Wenn aber nicht alle voranschreiten wollen, dann sollen und müssen die vorange-
hen, die bereit sind, über das Erreichte hinaus neue Politiken einzubeziehen und
neue Gemeinsamkeiten zu errichten. .

(Beifall)

Daß das geht, zeigt das Beispiel des Europäischen Währungssystems. Es hat sich
trotz mancher Schwierigkeiten bewährt und seine Anziehungskraft auch auf die
erstreckt, die nun doch noch beitreten wollen oder es später erst werden tun können.

Für das Funktionieren dieser Gemeinschaft ist die Erfüllung einiger Forderungen von
ausschlaggebender Bedeutung. Erstens: Der Entscheidungsmechanismus des Mini-
sterrates muß den modernen Erfordernissen entsprechen, d.h., daß das System, alle
Entscheidungen einstimmig treffen zu wollen, sich als unbrauchbar erwiesen hat und
ein unerträglicher Hemmschuh der Gemeinschaft geworden ist.

(Beifall)

Dieser unerträgliche Hemmschuh der Gemeinschaft würde nach einem Beitritt von
Spanien und Portugal zusätzliche, nahezu unüberwindliche Hindernisse auftürmen.

Es gibt dafür im Augenblick zwei Lösungsmöglichkeiten. Die eine ist, einfach zu den
Mehrheitsentscheidungen gemäß dem Vertrag zurückzukehren. Sollte der Rat das
nicht fertigbringen, ist die andere Lösungsmöglichkeit der ergänzende Vertragsent-
wurf, den das Europäische Parlament vorgelegt hat und den die Europäische
Volkspartei einmütig getragen hat. Die nationalen Parlamente beschäftigen sich im
Augenblick mit diesem Entwurf. Mancher, der ihn zunächst belächelt hat, ist dahin-
tergekommen, daß der Konsensus sehr praktikable Lösungsvorschläge enthält, die
uns aus dieser Situation herausbringen können.

Zweitens braucht das Europäische Parlament mehr Kompetenzen, um das demokra-
tische Leck, das die Europäische Gemeinschaft heute hat, schließen zu können.
Parlamente sind überall dazu da, die Mächtigen zu kontrollieren. Zwar verfügt das
Europäische Parlament über Kontrollbefugnisse gegenüber den Eurokraten der
Kommission; aber die Eurokraten des Rates arbeiten weitgehend in einer Grauzone
ohne Kontrolle. Sie machen sich vielleicht nicht klar, daß die Kontrolle durch die
nationalen Parlamente, die theoretisch dafür zuständig sein könnten, undurchführbar
ist. Die Gesetzgebungsbefugnis muß mindestens die Qualität der Mitentscheidung
haben. Wir müssen die Situation überwinden, daß zwar 9O % der Änderungsvor-
schläge des Parlaments in die Gesetzgebung Eingang finden, daß dies aber ohne
Einfluß auf die Zahl der vom Rat zurückgestellten und nicht getroffenen Entscheidun-
gen bleibt.

In den Bereichen, in denen die nationalen Parlamente die Zuständigkeit an die
Gemeinschaft verloren haben, wie etwa im Bereich des Außenhandels, muß das
Europäische Parlament die volle Kompetenz des parlamentarischen Ratifikationsor-
gans erhalten. Das gesamte Haushaltsrecht muß parlamentarischer Zuständigkeit
unterworfen werden; denn gerade beim Haushalt hat das Europäische Parlament
bewiesen, daß es verantwortlich arbeitet. Bis 1983 ist der Haushalt der Europäischen
Gemeinschaften wohl der einzige auf allen Ebenen der Gemeinschaft gewesen, der
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in Einnahmen und in Ausgaben ausgeglichen war, und das, obwohl durchaus neue
Politiken initiiert und eingeleitet wurden. Die Schwierigkeiten, in die wir mit dem
Haushaltsausgleich 1984 geraten sind, hat ausschließlich der Ministerrat zu verant-
worten, der die Warnungen und Vorschläge des Europäischen Parlaments zur
Bereinigung der Strukturprobleme in den Wind geschlagen hat, weil er sich nicht zu
einigen vermochte.

Das Europäische Parlament hat gut gearbeitet. Es hat seine Aufgabe, Organ der
Gemeinschaft zu sein, erfüllt. Es hat sich bemüht, die Gemeinschaftsinteressen zu
definieren und politische Mehrheiten für seine Lösungsvorschläge zu finden. Schon
nach kurzer Zeit war das Parlament, das 434 Abgeordnete aus zehn Ländern und 58
Parteien umfaßte, arbeits- und konsensfähig, vor allem durch das Beispiel der
Fraktion der Europäischen Volkspartei.

Drittens brauchen wir mehr Handlungsspielraum für die Kommission, um flexiblere
Antworten auf auftretende Probleme geben zu können. Wir wünschen uns, daß sich
die Kommission wieder stärker auf die Aufgabe konzentriert, die sie hat, nämlich
Wahrer der Interessen der Gemeinschaft zu sein.

Unsere Bürger müssen Europa mehr selbst erleben können. Ein europäischer Paß
erfordert vor allem die Beseitigung der Personenkontrollen für die EG-Bürger an den
Binnengrenzen.

(Beifall)

An diesen Binnengrenzen müssen auch die anachronistischen Zollschilder ver-
schwinden und durch die Bezeichnung "Staatsgrenze" ersetzt werden.

(Beifall)

Bagatellquerelen, die der Bürger heute an den Binnengrenzen der Europäischen
Gemeinschaft erlebt, müssen endlich der Vergangenheit angehören.

(Beifall)

Ich hielte es für sehr gut, Herr Bundeskanzler, wenn die Bundesrepublik Deutschland
einen entscheidenden Anstoß geben würde, indem sie sich mit den drei Benelux-
staaten zu einer
B e n e d e l u x zusammenfinden würde, deren Attraktivität ganz sicher in kurzer Zeit
auch Frankreich zum Überdenken seiner Position bringen könnte.

(Beifall)

Unsere Bürger brauchen mehr Information darüber, was in Europa geschieht und
was die Europäische Gemeinschaft für sie tut. Unterstützungsmaßnahmen, die von
der Europäischen Gemeinschaft gefördert werden, sind nirgends durch Plakate oder
Schilder kenntlich gemacht - wie bei den Zuschüssen, die man vom Bund oder Land
bekommt.

Die Freizügigkeit muß durch die Anerkennung der Prüfungen und Diplome auf
Gegenseitigkeit verbessert werden. Aber vor allen Dingen muß der riesige Formular-
kram für Güter und Menschen an den Binnengrenzen der EG drastisch reduziert
werden.
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(Beifall)

Die Bundesregierung hat auf allen diesen Feldern Aktivitäten und Aktionen eingelei-
tet. Das erkennen wir an.

Bei den bevorstehenden zweiten Direktwahlen hat der Bürger drei große Entschei-
dungen zu treffen, einmal die Entscheidung, ob er die politische Einigung Europas
trotz aller Querelen weitergeführt sehen will. Es wird in Europa immer gesagt, daß es
zu dieser europäischen Einigung keine Alternative gibt. Mit diesem Satz ist gemeint,
daß es für die freiheitlich rechtsstaatlich demokratische Ordnung in Europa keine
andere Zukunft als die Vollendung der politischen Einigung Europas gibt. Gerade
weil der Gedanke der europäischen Einigung von unseren Gegnern so heftig
attackiert wird und oft kleinliche Interessenargumente die Einsicht trüben, ist es
erforderlich, sich bei dieser Wahl zur Einigung Europas zu bekennen.

(Beifall)

Zum zweiten. Wir wählen in dieser zweiten Direktwahl das demokratische Kontrollor-
gan, das wir gegenüber den Mächtigen stärken müssen. Es wäre ein Widersinn,
wenn wir aus Arger über das Versagen der Mächtigen den Kontrolleuren, die unsere
Interessen vertreten, die Chance zum Ausbau ihrer Position beeinträchtigen würden.
Wir wollen, daß Europa eine komplette demokratische Struktur bekommt.

Zum dritten. Wir entscheiden bei diesen Wahlen über die politische Linie, die das
Europa von morgen kennzeichnen soll. Es wird sich zeigen, ob die Kräfte der
Europäischen Volkspartei das Mandat erhalten, die Struktur des europäischen
Einigungswerks zu bestimmen, oder ob wir uns für die Position der Zukunft mit einer
Mehrheit aus Sozialisten, Kommunisten und Alternativ-Grünen auseinandersetzen
müssen. Wähler, die sich an dieser Wahl nicht beteiligen, verschulden die mögliche
Herrschaft einer Linksmehrheit.

(Beifall)

Wer den Denkzettelparolen der Sozialdemokraten und GRÜNEN, gegen die Regie-
rung Kohl zu stimmen, folgt, erreicht die Schwächung der Regierung Kohl hier in
Deutschland und in Europa. Niemand darf vergessen, daß die GRÜNEN stets zur
Wahl gehen, daß also die Wahlbeteiligung ausschlaggebend für ihren Machtanteil
ist. Je mehr Freunde der Union zur Wahl gehen, desto schlimmer für die Verächter
Europas! Lassen Sie mich eines klar sagen, meine Damen und Herren: Die Wahlbe-
teiligung entscheidet nicht über die Kompetenz des Parlaments.

Sie entscheiden aber darüber, wer in diesem Parlament das Sagen hat und in welche
Richtung die künftigen Entscheidungen Europas gehen. Meine Damen und Herren,
deshalb sind wir entschlossen, das Tor in die Zukunft der Europäischen Gemein-
schaft aufzustoßen. Wir wollen unter der Europäischen Volkspartei, die von Leo
Tindemans geführt wird, und mit Helmut Kohl an der Spitze der CDU bei dieser Wahl
eine Chance und ein Mandat, unsere gemeinsame Zukunft durch die Fortführung der
europäischen Einigung zu sichern.

(Anhaltender Beifall)

Kurt Wawrzik, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Egon Klepsch. Wir danken nicht nur
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für Deine Ausführungen. Ich möchte auch die Gelegenheit benutzen, Dir für Deine
Mühe und Deine Verdienste, die Du Dir als langjähriger Vorsitzender der Fraktion der
Europäischen Volkspartei im Europäischen Parlament erworben hast, aber auch für
Deine Tätigkeit als Vizepräsident des Europäischen Parlaments zu danken. Ich
glaube, wir alle können davon ausgehen, daß Du auch nach der Neuwahl Deine
Arbeit für Europa in diesem Parlament an hervorragender Stelle weiterführen kannst.

(Beifall)

Ich begrüße an dieser Stelle recht herzlich zwei Freunde, zum einen den stellvertre-
tenden Vorsitzenden der CSU, unseren Freund Minister Dollinger,

(Beifall)

zum anderen - ebenfalls von der CSU - unseren Freund Minister Tandler.

(Beifall)

Meine Damen und Herren, liebe Parteifreunde, ich möchte nun den Vorsitzenden
aller europäischen Christdemokraten und damit auch unseren Vorsitzenden und
gewissermaßen den Vorsitzenden des Vorsitzenden der CDU recht herzlich bei uns
begrüßen: Ich erteile Leo Tindemans das Wort.

Leo Tindemans (mit Beifall begrüßt): Herr Vorsitzender! Lieber Helmut! Meine
Damen und Herren! Liebe Freunde! Damit wir uns gleich richtig verstehen: Die
Anrede "liebe Freunde" ist nicht als eine der alltäglichen Floskeln gemeint. Ich will
damit sagen, daß ich mich bei Ihnen gut aufgehoben und wie zu Hause fühle, eben
wie unter guten Freunden.

(Beifall)

Denn ich spreche zu den Delegierten einer der größten Mitgliedsparteien unserer
Europäischen Volkspartei. Ihr Vorsitzender hat die CDU als Landesverband der
Europäischen Volkspartei bezeichnet und damit eine korrekte Parallele beschrieben.
Die Landesverbände der CDU haben ihre volle Autonomie, wo es um die Politik in
ihrem jeweiligen Bundesland geht. In den nationalen Belangen handelt die CDU als
Bundespartei, wobei sie sich mit ihren Landesverbänden einig weiß.

Die gleiche Konstruktion und Verfahrensweise finden Sie in der Europäischen
Volkspartei. Die zehn Mitgliedsparteien in acht Ländern der Europäischen Gemein-
schaft handeln in ihren nationalen Bereichen völlig autonom. Für die Politik in der
Europäischen Gemeinschaft haben wir gemeinsame Positionen erarbeitet, die von
der Europäischen Volkspartei und ihrer Fraktion im Europäischen Parlament vertre-
ten werden, und zwar in beachtlicher Einmütigkeit zwischen allen Mitgliedsparteien.

Das Politische Bureau, das Vorstandsgremium der Europäischen Volkspartei, hat
sich in einer Vielzahl von Resolutionen und Presseerklärungen zu wichtigen Fragen
und Ereignissen geäußert. Beim 5. Kongreß Anfang April in Rom haben wir ein
Aktionsprogramm und einen Aufruf an die Bürger einstimmig verabschiedet. Unsere
Fraktion im Europäischen Parlament hat in allen wesentlichen Abstimmungen
geschlossen gestimmt, während die übrigen Fraktionen regelmäßig auseinanderfal-
len und unterschiedlich stimmen.
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Diese Geschlossenheit hat die EVP-Fraktion zum ausschlaggebenden Stabilitätsfak-
tor im Europäischen Parlament gemacht. Ohne die EVP-Fraktion - und erst recht
gegen sie - läuft im Europäischen Parlament nichts.

(Beifall)

Den besten Beweis dafür hat die Entscheidung über den "Entwurf eines Vertrages
zur Gründung der Europäischen Union" am 14. Februar dieses Jahres erbracht: Als
einzige stimmte die EVP-Fraktion ohne Ausnahme für den Entwurf, der dadurch mit
einer Zweidrittelmehrheit verabschiedet wurde. Ohne die Europäische Volkspartei
wäre diese zukunftweisende Initiative schmählich untergegangen.

Schon vor der Abstimmung hatte das Politische Büro der Europäischen Volkspartei
in seiner Sitzung am 7. Februar in Bonn die Mitgliedsparteien aufgefordert,

sofort alle notwendigen Initiativen zu ergreifen, um die Ratifizierung des
Entwurfs eines Vertrages zur Gründung der Europäischen Union durch eine
möglichst große Zahl von Mitgliedstaaten der Gemeinschaft zu fördern.

Inzwischen ist der Entwurf in Italien und in Belgien zur Diskussion in die nationalen
Parlamente eingebracht worden; weitere Parlamente werden folgen, gewiß auch der
Deutsche Bundestag.

Viel wird natürlich davon abhängen, daß die Gemeinschaft überhaupt lebendig und
aktionsfähig bleibt und ihre Probleme - der Finanzierung des Agrarmarktes usw. -
kurzfristig löst. Hierzu leisten wir, insbesondere diejenigen unter uns, die Regie-
rungsverantwortung tragen, unseren Beitrag.

Wir stehen in der Stunde der Wahrheit.

Mit dem Unions-Entwurf des Europäischen Parlaments ist unmißverständlich die
Frage nach der Bereitschaft gestellt, auch die politische Einheit zu vollziehen. Die
Frage richtet sich an alle Mitgliedstaaten der Gemeinschaft wie auch an alle in ihnen
lebendigen politischen und sozialen Kräfte.

Die Europäische Volkspartei hat diese Frage positiv beantwortet. Wir sind zur
Politischen Europäischen Union bereit. Die Vereinigten Staaten von Europa zu
schaffen ist unser Ziel. Wir sind entschlossen, mit all jenen, die ebenso wie wir
weitergehen wollen, auf diesem Weg voranzuschreiten. Europa kann nicht ewig
warten.

(Beifall)

Kleinmütige werden uns als Phantasten bezeichnen, da doch die Lage, in der wir die
Gemeinschaft sehen, keine Zukunftsperspektiven erkennen läßt.

Wir wissen es alle: Die Europäische Gemeinschaft befindet sich, unmittelbar vor der
zweiten Direktwahl des Europäischen Parlaments, in einer schlechten Verfassung.
Das Scheitern der Tagungen des Europäischen Rates in Athen und in Brüssel hat
eine tiefgreifende Krise offenbart, die von allen Verantwortlichen zunächst einmal
eine Gewissenserforschung verlangt. Denn diese Krise hat ihre Ursachen nicht in
irgendwelchen anonymen Umständen oder in unumstößlichen Tatbeständen, son-
dern in einem Mangel an Mut, im Fehlen des politischen Willens und in der
verweigerten Bereitschaft zum Kompromiß.
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